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«Aber die Prinzessin ist ja nackt…»
Satirische Neufassung von Andersens Märchen «Des Kaisers neue Kleider» (aufgrund der 
laufenden Klimahysterie)

Von Dr. rer. publ. HSG Roland Burkhard, Bern

Wohl alle erinnern sich noch an das bekannte 
Märchen «Des Kaisers neue Kleider» von Hans 
Christian Andersen.

Es handelt von einem geltungssüchtigen Kaiser, 
der sich von zwei Betrügern für viel Geld neue 
Gewänder weben lässt. Diese machten ihm vor, 
die wunderschönen Kleider könnten aber nur 
von Leuten gesehen werden, die nicht dumm 
seien. Sie machten ihm vor, die Kleider zu we-
ben, taten aber nur so. Aus Eitelkeit und innerer 
Unsicherheit erwähnt der König nicht, dass er 
die nicht existierenden Kleider selbst auch nicht 
sehen kann und auch die Menschen, denen er 
seine neue Gewänder präsentiert, geben – um 
nicht als dumm hingestellt zu werden – Begeiste-
rung über die scheinbar schönen Stoffe vor. Der 
Schwindel fliegt erst später bei einem Festumzug 
auf, als ein Kind ausruft, der Kaiser habe ja gar 
keine Kleider an. Dieser Ausruf verbreitet sich 
in der Menge und wird schliesslich vom ganzen 
Volk geteilt. Der Kaiser erkennt, dass das Volk 
recht zu haben scheint, entscheidet sich aber, 
«auszuhalten», und er und sein Hofstaat setzen 
die Parade fort. 

Das Märchen lässt sich wunderbar auf die heu-
tige Zeit der Klimahysterie übertragen und wie 
folgt neu fassen:
Es war einmal eine junge geltungssüchtige Prin-

zessin namens Greta, die es statt in die Schule 
zu gehen und gescheit zu werden vorzog, ihren 
Hofstaat vor einem unmittelbar drohenden Kli-
mauntergang retten zu wollen. Dies mit mässi-
gem Erfolg. Doch dann traten zwei Betrüger an 
sie heran: Ein international tätiger Medienmo-
gul, und ein abgetakelter Naturwissenschaftler, 
und die beiden sagten der Prinzessin: «Dein 
Argumentarium für die klimatische Rettung der 
Welt ist dürftig. Wir können dir ein neues Argu-
mentationskleid weben und sticken, ein Kleid in 
grellsten Farben zum Aufzeigen drohender Ge-
fahren, das zudem die von uns vorgeschlagenen 
Mittel zur Abwendung sämtlicher Gefahren in 
bestem Lichte erscheinen lassen. Damit wirst du 
weltweit berühmt, kriegst sogar bald den Frie-
densnobelpreis. Aber auf eines musst du achten: 
Deine blendend neue argumentative Bekleidung 
ist nur für intelligente, d.h. für die grünen Leute 
sichtbar, die Dummen vermögen sie nicht zu 
erkennen».

Die Prinzessin war begeistert und erteilte sofort 
den Auftrag, das Kleid herzustellen. Die beiden 
Betrüger arbeiteten Tag und Nacht, doch zu 
sehen war nichts, rein gar nichts. Die Prinzessin 
beauftragte deshalb zwei ihrer grünen und rot-
grünen sowie zwei ihrer sinngemäss der FDP 
und CVP nahestehende Minister, die Kleider 
zu begutachten, und allesamt fanden – um nicht 
dumm zu erscheinen –  die nicht existierenden 
Kleider toll. So zeigte sich die Prinzessin in ihren 

neuen argumenta-
tiven Kleidern ver-
mehrt in der Öffent-
lichkeit, und vorerst 
jubelte man ihr 
zu. Denn auch das 
Volk wollte nicht 
als dumm gelten. 
Als es dann später 
zu einem gross an-
gelegten Festumzug 
kam, bei welchem 
die Prinzessin ihre 
angehende Krönung 
zur Königin bekannt 

geben wollte, schrie plötzlich aus der Volks-
menge heraus ein kleiner Bub aus SVP-Milieu 
entrüstet «Aber die Prinzessin ist ja nackt!» und 
sein Vater setzte nach und rief plötzlich: «Ja, 
das alles ist doch reine Augenwischerei, die 
Welt geht nicht unter und die von der Prinzessin 
vorgesehenen drakonischen Klimamassnahmen 
taugen zu nichts, sind jenseits von gut und 
böse!». Wonach das gesamte Volk vorerst in ein 
Murren verfiel und sodann mehr und mehr in 
lauthals geäusserte Proteste ausbrach.   

Die Prinzessin war etwas verwirrt, begriff aber, 
dass das Volk eigentlich recht hatte. Bevor sie 
etwas sagen konnte, raunten ihr ihre Minister 
kleinlaut zu «the show must go on», ergriffen die 
– weil nicht existierend – unsichtbare Schlep-
pe ihres kostbaren Argumentationskleides und 
schubsten sie auf der Bühne vorwärts, um den 
Fortgang des Festumzugs nicht zu einem völli-
gen Debakel verkommen zu lassen. 

Wie für fast alle Märchen gilt für die darin vor-
kommenden Figuren auch für diese Neufassung 
der Schlusssatz: Und wenn sie noch nicht gestor-
ben sind, dann leben sie noch heute. 
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VERKEHR & POLITIK
ACS SEKTION BERN

STRASSENBAU-PROJEKTE IM KANTON BERN:
WO STEHEN WIR IM KANTON BERN?

Wie ist der aktuelle Stand der Verkehrspolitik 
im Kanton Bern? Wo gibt es Widerstände? 
Darauf antworten wird unser Gast

Regierungsrat Christoph Neuhaus, 
Verkehrsdirektor des Kanton Bern 

Automobil Club der Schweiz
Sektion Bern

Helvetiastrasse 7, CH-3005 Bern
Tel. +41 31 311 38 13, Fax +41 31 311 26 37

E-Mail: info@acsbe.ch

Verkehrsengpässe ärgern nicht nur Autofahrer, die 
Staus führen auch zu hohen volkswirtschaftlichen 
Kosten. Im Kanton Bern sind gleich mehrere Ausbau-
Projekte in Planung. Wo stehen wir im Kanton Bern? 
Und wo kann der Verkehr bald wieder flüssig rollen? 

In seinem Referat wird der Verkehrsdirektor des 
Kantons Bern, Regierungsrat Christoph Neuhaus, 
auf diese Themen eingehen. Im Anschluss steht er 
Ihnen für Ihre Fragen zur Verfügung.

DIENSTAG, 3. NOVEMBER 2020, 19.30 UHR
RESTAURANT KLEEFELD, MÄDERGUTSTRASSE 5, 3018 BERN

DER ANLASS IST ÖFFENTLICH

Aus organisatorischen Gründen danken wir Ihnen für eine 
kurze Anmeldung via Telefon/SMS 079 729 58 03 oder via 
E-Mail info@sandraschneider.ch

Interessenten und Nichtmitglieder des ACS sind ebenfalls herz-
lich willkommen. Hinweis: Die Veranstaltung wird fotografisch 
festgehalten. Wir freuen uns auf Ihre Teilnahme!

Freundliche Grüsse 

Sandra Schneider (ACS Sektion Bern)

Einladung zum Fachreferat

Peter Regli
Divisionär aD und ehem. Chef des Schweizer  
Nachrichtendienstes spricht zum Thema:

«Unsere nationale Sicherheit nach  
der Corona-Pandemie»

u � Donnerstag, 8. Oktober 2020 
Kaserne, Auditorium, Papiermühlestrasse 13+15, 3000 Bern 22  
(im Navigationssystem eingeben: Kasernenstrasse 27)

u � Donnerstag, 22. Oktober 2020 
Mehrzweckhalle Stiftung zum Glockenhaus  
(neben dem Hotel Glockenhof), Sihlstrasse 33, 8001 Zürich

u � Beginn jeweils:  
18.45 Uhr Apero, 19.30 Uhr Referat

Veranstaltungshinweis
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Wie ist der aktuelle Stand der Verkehrspolitik 
im Kanton Bern? Wo gibt es Widerstände? 
Darauf antworten wird unser Gast

Regierungsrat Christoph Neuhaus, 
Verkehrsdirektor des Kanton Bern 

Automobil Club der Schweiz
Sektion Bern

Helvetiastrasse 7, CH-3005 Bern
Tel. +41 31 311 38 13, Fax +41 31 311 26 37

E-Mail: info@acsbe.ch

Verkehrsengpässe ärgern nicht nur Autofahrer, die 
Staus führen auch zu hohen volkswirtschaftlichen 
Kosten. Im Kanton Bern sind gleich mehrere Ausbau-
Projekte in Planung. Wo stehen wir im Kanton Bern? 
Und wo kann der Verkehr bald wieder flüssig rollen? 

In seinem Referat wird der Verkehrsdirektor des 
Kantons Bern, Regierungsrat Christoph Neuhaus, 
auf diese Themen eingehen. Im Anschluss steht er 
Ihnen für Ihre Fragen zur Verfügung.

DIENSTAG, 3. NOVEMBER 2020, 19.30 UHR
RESTAURANT KLEEFELD, MÄDERGUTSTRASSE 5, 3018 BERN

DER ANLASS IST ÖFFENTLICH

Aus organisatorischen Gründen danken wir Ihnen für eine 
kurze Anmeldung via Telefon/SMS 079 729 58 03 oder via 
E-Mail info@sandraschneider.ch

Interessenten und Nichtmitglieder des ACS sind ebenfalls herz-
lich willkommen. Hinweis: Die Veranstaltung wird fotografisch 
festgehalten. Wir freuen uns auf Ihre Teilnahme!

Freundliche Grüsse 

Sandra Schneider (ACS Sektion Bern)
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CO2 ist überall
 
So lautete der Titel eines Leserbriefs, den ich 
1987 in der NZZ als Antwort auf das ideologisch 
gesteuerte Schlagwort «Chernobyl ist überall» 
publizierte. Es ging mir darum, aufzuzeigen, 
dass die westliche Kernenergietechnik mit der 
russischen nicht in einen Topf geworfen werden 
durfte. Für das CO2 galt aber schon damals: Es 
ist ein weltweites Problem, dem aber kein Politi-
ker irgendwelche Beachtung schenkte.
Die Schweiz war gut auf Kurs punkto CO2-Ein-
sparungen. Die heimische Elektrizitätsproduk-
tion emittierte mit ihrem Mix aus Wasserkraft 
und Kernenergie praktisch kein CO2.

Wir haben dabei einen Jahrzehnte dauernden 
Beitrag an die Einsparung dieses Treibhausga-
ses geleistet, der die jetzt von Links/Grün und 
leider auch der FDP geforderten Massnahmen 
um Grössenordnungen übersteigt.
Solange China, Indien und die USA ihre Elekt-
rizität mit einem Kohle-, Gas- oder Ölanteil von 
über 50% produzieren, ist ein Schweizer Bei-
trag, wie z.B. die Verteuerung von Flügen, eine 
völlig bedeutungslose Schaumschlägerei.
 
Hans Rudolf Lutz, alt Kantonsrat, Lostorf 

Thomas Fuchs
Präsident SVP Stadt 
Bern, Gemeinde-
ratskandidat

Öffnung der Marktgasse für den 
Veloverkehr viel zu gefährlich

Die Marktgasse ist ein belebter öffentlicher 
Raum in der Berner Innenstadt, der von sehr vie-
len Fussgängerinnen und Fussgängern als auch 
vom öffentlichen Verkehr sehr stark frequentiert 
wird. Für den Veloverkehr ist die Durchfahrt 
daher heute zu Recht verboten und dies hat sich 
bestens bewährt.
Das Ansinnen der rot-grünen Stadtbehörden 
Bern, die Marktgasse auch für den Veloverkehr 
zu öffnen ist brandgefährlich und absolut un-

nötig. Am Samstag soll für Velos weiterhin ein 
Fahrverbot gelten – lächerlicher geht es kaum! 
Mit der Öffnung versucht man einmal mehr, 
heutige illegale Velofahrtenwürde zu legalisie-
ren. In der Marktgasse sind daher heute auch 
keine Veloparkplätze und dies ist gut so. Mit 
einer Freigabe der Marktgasse würden über kurz 
oder lang auch Rufe nach neuen Veloparkplätzen 
laut. Die Freigabe der Marktgasse ist daher nicht 
weiterzuverfolgen und weitere Planungen und 
damit Kosten sind einzustellen.

Die Marktgasse ist im Masterplan Veloinfra
struktur nicht Teil des Velohauptrouten- und 
Veloroutennetzes. Hingegen sind der Kornhaus-
platz und der Theaterplatz sowie die Parallel-
achsen Amtshausgasse/Kochergasse und Näge-
ligasse als Velohauptrouten mit hohem Standard 
abseits der Hauptverkehrsstrassen für den Velo-
verkehr definiert. Sie bieten den Velofahrenden 
eine direkte und schnelle und sichere Verbin-
dung in der oberen Altstadt.

Bild: zvg

Ja zur Begren-
zungsinitiative
EU? Niemals, darum ein kräftiges JA zur Initia-
tive für eine massvolle Zuwanderung. 
Liebe Schweizerbürger, mehrmals, und immer 
wieder sind Abstimmungen und Umfragen zu 
einem EU-Beitritt kräftig abgelehnt worden. 
Seit langem versucht die EU immer wieder uns 
Schweizer in die EU zu zwingen. Wir Schwei-
zer und Schweizerinnen wollen frei sein, sel-
ber bestimmen, was wir wollen und was nicht. 
Glücklicherweise ist das Volk  solchem Druck 
bisher nicht erlegen. Selbst Schmeicheleien von 
Bundesrätinnen bei EU-Kommissaren hat das 
Volk, zwar mit Unverständnis, aber ablehnend 
aufgenommen. Viel zu viel sind wir der EU be-
reits entgegengekommen. Unsere Grenzen sind 
nicht mehr sicher, viel «Schindluderei» kommt 
ins Land und kostet uns Milliarden Schweizer-
franken, die wir viel besser in  unsere AHV 
investieren würden! Und jetzt? Bei der ersten 
grossen Tragödie, die die ganze Welt heimsucht, 
macht plötzlich jedes Land, ohne die so gelobte 
EU zu benachrichtigen, die Grenzen dicht. In der 
Krise kocht plötzlich jedes Mitglied sein eigenes 
Süppchen, keine prahlerische Solidarität. Wo, 
EU-Turbo, wo ist jetzt im ersten Krisenfall die 
Solidarität, der Zusammenhalt? In der Krise 
existiert die so hochgelobte EU nicht mehr. Ist 
das eine Union? Eine Union, die Sicherheit, Zu-
sammenarbeit, Hilfe für am Abgrund stehende 
Mitglieder einfach ignoriert? Möchten wir uns 
einem solchen Partner anvertrauen, der seinen 
Mitgliedern nicht hilft, aber in erpresserischer 
Weise seine Doktrin aufzwingt? Wollen wir in 
ein solches Fahrwasser geraten? Milliarden zah-
len und nichts zu sagen haben? Nein, sicher 
nicht. Es ist unabdingbar, dass wir unsere Gren-
zen selber überwachen. Selber bestimmen, wer 
in unser schönes Land einreist. Warum bekämp-
fen all die profitorientierten Verbände mit Mil-
liarden die Begrenzungsinitiative so vehement, 
die Selbstkontrolle unserer Grenzen? Ist es das 
noch mehr Gewinnbringende, um noch mehr 
billige Arbeitskräfte in die Schweiz zu holen? 
Der ältere Schweizer sei zu teuer, wird auf die 
Strasse gestellt, und sich selbst überlassen, Ar-
mut hin oder her. Warum sich Bundesrätin Karin 
Keller-Sutter für diese unschönen Methoden ein-
setzt, ist für mich, und viele Schweizerbürger 
unverständlich. Vor der Bundesratswahl tönte es 
aus dem Mund von KKS noch ganz anders. Aber 
so ist es, vor der Wahl ist nicht nach der Wahl. 
Darum, liebe Stimmbürger, nehmen Sie wieder 
mal die Zügel selber in die Hand und stimmen 
Sie ein wuchtiges JA zur Initiative für eine 
massvolle Zuwanderung. Wir werden es uns 
selber danken.

Armin J. Loosli, 2563 Ipsach

www.bernaktuell.ch
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Vom Ausbruch zur Pandemie
Von vereinzelten Fällen zur globalen Pandemie kann es sehr schnell gehen, wie das Coronavirus zeigt. Was hat es mit Bezeich-
nungen wie Epidemie oder Pandemie auf sich, und wodurch unterscheiden sie sich?

Von Christoph Zehnder, 
Schweizerischer Samariterbund 

Infektionskrankheiten haben die Menschheit seit 
je heimgesucht. Heute reisen Viren und Bakte-
rien mit uns kreuz und quer um die Welt. Die 
Gefahr von sich immer weiter ausbreitenden 
Krankheiten ist daher eine ständige Herausfor-
derung. Epidemie und Pandemie sind Begriffe, 
die in diesem Zusammenhang häufig fallen. Was 
unterscheidet eine Epidemie von einer Pandemie 
oder einer Endemie?

Ausbruch – die ersten Fälle
Tritt eine Infektionskrankheit plötzlich vermehrt 
innerhalb einer begrenzten Gemeinschaft, Re-
gion oder Saison auf, ist von einem Ausbruch 
die Rede. Schon eine einzige Erkrankung kann 
einen Ausbruch darstellen, wenn die Krankheit 
noch nie oder lange nicht mehr aufgetreten ist. 
Ausbrüche stehen oft im Zusammenhang mit 
verseuchtem Wasser oder verseuchten Lebens-
mitteln. In der Schweiz führen zum Beispiel 
verschiedene Salmonellen-Stämme oder Noro-
viren immer wieder zu Ausbrüchen. Mit der Be-
seitigung der Quelle der Krankheit endet in der 
Regel auch der Ausbruch.

Endemie – eine ständige Gefahr
In manchen Regionen sind gewisse Krankhei-
ten sozusagen ein Dauerproblem. Die Zahl der 
Erkrankten bleibt über einen langen Zeitraum 
auf einem konstant hohen Niveau. In diesem 
Fall spricht man von einer Endemie. Malaria 
wird häufig als typisches Beispiel für eine En-
demie genannt. Die Krankheit, hervorgerufen 
durch einzellige Parasiten, kommt hauptsäch-
lich in den tropischen Regionen vor und wird 
von dort heimischen Stechmücken übertragen. 
Malaria ist weltweit die häufigste Infektions-

krankheit. Jährlich erkranken rund 200 Mil-
lionen Menschen daran. Endemie bedeutet so 
viel wie «im Volk», oder etwas freier übersetzt 
«einheimisch». Neben Krankheiten werden auch 
Tier- und Pflanzenarten als endemisch bezeich-
net, die nur in einem örtlich begrenzten Gebiet 
anzutreffen sind.

Epidemie – plötzlicher Anstieg
Wie die Endemie beschränkt sich auch die Epi-
demie auf eine bestimmte Region oder Bevölke-
rungsgruppe. Jedoch nimmt die Zahl der Krank-
heitsfälle und der Neuerkrankungen rasch zu. 
Epidemien entstehen etwa, wenn ein neuer oder 
mutierter Krankheitserreger auftritt. Den für die 
Grippe verantwortlichen Influenza-Viren gelingt 
das zu unserem Leidwesen fast jeden Winter. 
Da sie sich ständig verändern, überraschen sie 
unser Immunsystem immer wieder aufs Neue. 
In der Schweiz führt die Grippe jedes Jahr zu 
112’000 bis 275’000 Arztkonsultationen. Ein-
geschleppte Erreger haben in der Vergangenheit 
zu verheerenden Epidemien geführt. So waren 
zum Beispiel die Krankheiten der europäischen 
Siedler für die Ureinwohner des amerikanischen 
Kontinents fatal.

Pandemie – über Grenzen hinweg
Wenn sich die Epidemie immer weiter ausbreitet 
und dabei Länder und Kontinente überschreitet, 
spricht man von einer Pandemie. Die Krankheit 
ist dann nicht mehr örtlich beschränkt. Sie kann 
dabei weite Teile der Weltbevölkerung erfassen. 
Die wohl bekannteste Pandemie war bis vor 
Kurzem die Spanische Grippe von 1918 bis 
1920. Auch Aids wird oft als Pandemie bezeich-
net. Eine «normale» Grippewelle führt hingegen 
trotz weltweiter Verbreitung nicht zwingend zur 
Pandemie, da sie hauptsächlich saisonal auftritt.
Die Begriffe Endemie, Epidemie und Pande-

mie beziehen sich üblicherweise auf Infektions-
krankheiten, sind aber nicht zwingend darauf 
beschränkt.
Sie sagen auch nichts über die Gefahr einer 
Krankheit aus, sondern nur über ihre Verbrei-
tung. Ab wann eine Epidemie zur Pandemie 
wird, entscheidet die Weltgesundheitsorganisa-
tion. Diese hat CO-VID-19 am 11. März zu einer 
Pandemie hochgestuft. Zu diesem Zeitpunkt hat-
ten sich bereits über 120’000 Menschen in über 
114 Ländern angesteckt.

Die Macht der Worte
Es gibt gute Gründe, weshalb die obersten Ge-
sundheitshüter zunächst zurückhaltend waren 
mit der Bezeichnung Pandemie. Als sie 2009 die 
Schweinegrippe (H1N1) zur Pandemie erklär-
ten, herrschte überall Alarmstimmung. Später 
wurde die WHO dafür kritisiert, unnötig Panik 
verbreitet zu haben. Das sollte sich nicht wieder-
holen. Die WHO ist sich der Signalwirkung des 
Wortes sehr bewusst.
«Pandemie ist kein Wort, das man leichtfer-
tig oder unvorsichtig verwenden sollte», sagte 
WHO-Generalsekretär Tedros Adhanom Ghe-
breyesus, als er die Statusänderung verkündete. 
Falsch verwendet könne es zu unnötigem Leid 
und zu Tod führen.
Eine genaue Abgrenzung zwischen Epidemie 
und Pandemie besteht gemäss WHO indes nicht. 
Und auch an der Dringlichkeit änderte sich 
durch die Bezeichnung nichts. Wenn überhaupt, 
dann sollte eine Deklaration als Pandemie jene 
Länder aufrütteln, die bis dahin in den Augen 
der WHO zu wenig unternommen hatten, um das 
Virus in den Griff zu bekommen.

Quellen: Bundesamt für Gesundheit, WHO

 

 

PANDEMIEN UND EPIDEMIEN DER GESCHICHTE 
 

Antoninische Pest 
Ausbreitung: 

Römisches Reich 
Tote: 7–10 Mio. 

Pocken 
Ausbreitung: 

Mexiko 
Tote: 5–8 Mio. 

Asiatische Grippe 
Ausbreitung: 

weltweit 
Tote: 1–2 Mio. 

HIV (seit 1980) 
Ausbreitung: 

weltweit 
Tote: 39 Mio. 

H1N1 
Ausbreitung: 

weltweit 
Tote: 18 449 

 

 
Pest 

Ausbreitung: Europa 
Tote: 25 Mio. 

Spanische Grippe 
Ausbreitung: 

weltweit 
Tote: 25–50 Mio. 

Hongkong-Grippe 
Ausbreitung: 

weltweit 
Tote: 1 Mio. 

SARS 
Ausbreitung: 

weltweit 
Tote: 774 

COVID-19 
Ausbreitung: 

weltweit 

 

 
 
 
 
 

2 Jh. 1346–1353 1519/1520  1918–1920 1957/1958   1968–1970 seit 1980 2002/2003 2009/2010 seit Dez. 2019 
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PA RT E I U N A B H Ä N G I G E S  I N F O R M AT I O N S K O M I T E E

Unser Land darf nicht weiter 
der unbegrenzten Einwan-
derung preisgegeben wer-
den

Für die mit prall gefüllten Verbandskassen geniessen 
Initiativgegner einen klaren Vorteil. Doch wir dürfen die 
Bestrebungen für eine eigene Kontrolle unserer Landes-
grenzen nicht aufgeben. JA zu einer massvollen Zuwan-
derung, JA zur Begrenzungsinitiative! 

Die Schweiz ist nicht Bettle-
rin, sie ist Kunde der EU

Seit Jahren importiert die Schweiz aus der EU weit mehr, 
als Schweizer Firmen an Waren und Dienstleistungen in 
die EU liefern. Schweizer Unternehmen sind solide, zah-
lungsfähige Kunden von EU-Unternehmungen. Solche, 
die die Rechnungen auch bezahlen, keineswegs eine 
Selbstverständlichkeit für EU-Betriebe. 

So tickt Soleimanis  
Nachfolger

Er werde dort weitermachen, wo Qassem aufhören 
musste, sagte Ismail Ghaani. Wie der iranische General 
Soleimani kann auch er auf acht Jahre Kriegserfahrung 
zurückblicken. Als Waffenbeschaffer für das Netzwerk 
schiitischer Milizen wirkt Ghaani, der 2012 seinen Platz 
auf der Terrorliste der US-Regierung bekam, meist im 
Verborgenen. Ob Ghaani der richtige Mann für die «Gott 
versprochene Rache ist», bleibt abzuwarten. 

Bauernpräsident erklärt 
2020 zum «Schicksalsjahr»

Bauerverband warnt, zwei Volksinitiativen und der vor 
gespurte Freihandel mit Südamerikanischem Staat be-
scheren die Bauernfamilien. Wir haben radikale Forde-
rungen «für sauberes Trinkwasser und für eine Schweiz 
ohne synthetische Pestizide». Dabei ist die Schweiz be-
reits heute Pionierin in Sachen umwelt- und tierfreund-
liche Produzierung, daran wollen wir auch in Zukunft 
kontinuierlich arbeiten. 

Sind Sie schon Mitglied?
Treten Sie dem PIKOM bei, welches sich zum Ziel gesetzt hat, die Öffentlichkeit über die wahren  
Fakten und Entwicklungen im Bereich der Ausländerpolitik zu informieren. Der jährliche Beitrag beträgt 
Fr. 65.–.
l  Ich will Mitglied werden	 l  Senden Sie mir weitere Informationen zu

l  Bestellung Buch Rudolf Minger Fr. 48.– 

Name:	

Vorname:

Strasse/Nr.:

PLZ:	 Ort:

Telefon:

E-Mail:

Einsenden an: PIKOM, 5000 Aarau  –  Fax 031 981 41 61� www.pikom.ch

PA RT E I U N A B H Ä N G I G E S  I N F O R M AT I O N S K O M I T E E

✁

Eingebürgerte – 
privilegierte Dop-
pelbürger

2019 haben sich in der Schweiz 39’950 
Ausländer eingebürgert. Je nach Vor-
teil zücken sie den Schweizer- oder 
den Heimatpass. Wer ein Verbrechen 
begeht erscheint in der Statistik und in 
den Medien unter Schweizer. Der Dop-
pelbürger soll ja keinesfalls bekannt 
werden und schon gar nicht das Ein-
bürgerungsgeschäft vermiesen! 
In der Schweiz sind über 8,5 Millionen 
Einwohner registriert. Der Ausländer-
anteil beträgt rund 25,1 Prozent. Wenn 
sich die Eingebürgerten und die Aus-
länder zusammen tun, überstimmen 
sie bald die Schweizer! Stimmen sie 

im Interesse der Schweiz oder ihres Heimatlandes? Sie 
bescheren uns bezüglich Ausländerkriminalität nachste-
hende Zahlen: 
29% der Kriminellen wurden 2018 nicht ausgeschafft; 
44% wegen Drogenkriminalität; 79% wegen häuslicher 
Gewalt; 71,4% aller Gefängnisinsassen sind Ausländer; 
74% verurteilte Vergewaltiger; 52% nach Strafgesetz-
buch Beschuldigte. 

Kiffen und die  
Konsequenzen

Wer kifft und von der Polizei erwischt wird, muss eine 
Busse von 100 Franken bezahlen, wenn er nicht mehr 
als 10 Gramm Cannabis bei sich hat. Die Polizei ver-
nichtet anschliessend die Ware. Bei mehr als 10 Gramm 
erfolgt eine Anzeige bei der Staatsanwaltschaft. 

Grübel warnt vor Kurs-
schwankungen

Das vergangene Jahr war ein gutes Börsenjahr. Banker-
Legende Oswald Grübel warnt, dass es nicht so weiter-

gehen wird wie 2019. Die Präsidentschaftswahlen der 
USA und der Brexit könnten zu heftigen Kursschwan-
kungen führen, sagte der ehemalige CS- und UBS-Chef. 

CVP mit neuer Initiative
Das CVP-Präsidium will eine neue Volksinitiative zur 
Abschaffung der so genannten Heiratsstrafe lancie-
ren, ohne Ehe-Definition. Dem Initiativkomitee ist der 
Rückzug der Initiative «Für Ehe und Familie – gegen 
die Heiratsstrafe» zu beantragen. Von der Abschaffung 
sollen auch Homosexuelle mit eingetragener Partner-
schaft profitieren. Die erste Abstimmung von 2016 hat 
das Bundesgericht aufgehoben. Man sprach von 80‘000 
statt 454‘000 betroffenen Zweitverdiener-Ehepaaren. 

Abstimmungsresultate von 
Bundesvorlagen dürfen  
nicht vor 12 Uhr publiziert 
werden

Eine Verordnungs-Änderung soll dies sicherstellen. Der 
Bund will damit ausschliessen, dass jemand bei der 
Stimmangabe beeinflusst wird. 

Rückweisung nach Italien 
gestoppt

Das Bundesverwaltungsgericht misstraut der Zusiche-
rung, dass Asylsuchende Familien in Italien anständig 
untergebracht werden. Urteile haben es dem Bund 
untersagt, Asylsuchende Familien gemäss den Dublin-
Regeln nach Italien weg zu weisen. Die Regel besagt, 
dass jedes Land für ein Gesuch zuständig ist, in das der 
Schutzsuchende zuerst einreist. 

www.bernaktuell.ch
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Thomas Fuchs
Simone Richner

Bernhard Eicher
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Bundesrat: ehrliche, neutrale Information?
Von aNationalrat Luzi Stamm, 5400 Baden

Bei Volksabstimmungen sind immer 
beide Standpunkte vertretbar
Selbstverständlich kann man – wie bei jedem 
politischen Thema – Gründe für oder gegen die 
Personenfreizügigkeit finden. 
Ebenso selbstverständlich ist, dass Einzelper-
sonen und / oder Firmen eigene Interessen ver-
folgen können, ohne dass sie das Gesamt-In-
teresse berücksichtigen müssen. Konkret heisst 
das z.B.: Wer einwandern will, braucht sich nicht 
darum zu kümmern, ob seine Einwanderung für 
das Land, in welches er zieht, positiv ist oder 
nicht. Und wer jemanden in die Schweiz holen 
will, muss sich nicht darum kümmern, ob dies 
allenfalls für unser Land negative, importierte 
Folgen hat. 

Unehrliche Argumente im Abstim-
mungskampf können leider nie verhin-
dert werden
Dass Befürworter oder Gegner einer Vorlage 
zu unehrlichen Argumenten greifen, ist leider 
kaum zu vermeiden. Dass je nach persönlichem 
Interesse oft auch bewusst gelogen wird, leider 
ebenfalls nicht. 
Aber ein Bundesrat respektive eine Bundesrätin 
darf sich selbstverständlich keine Fehlaussagen 
leisten und sie dürften nicht Seite beziehen. Sie 
sind vielmehr verpflichtet, die Bevölkerung of-
fen und ehrlich darüber zu informieren, was Sa-
che ist (also im vorliegenden Fall, was die Per-
sonenfreizügigkeit rechtlich gesehen bedeutet). 

Personenfreizügigkeit bedeutet 
Rechtsanspruch auf Einwanderung
Immer und immer wieder wird – auch von Mit-
gliedern des Bundesrats – argumentiert «zuwan-
dern darf nur, wer über einen gültigen Arbeits-
vertrag verfügt». Das ist schlicht und einfach 
eine Falschaussage. Der mit der EU abgeschlos-
sene Personenfreizügigkeits-Vertrag (offizieller 
Name «Freizügigkeitsabkommen») bedeutet, 
dass jedermann aus der EU – potentiell also 
mehr als 500 Millionen Menschen – einen ver-
brieften Rechtsanspruch erhält, in die Schweiz 
zu kommen.

An dieser Stelle seien die folgenden Fakten auf-
gelistet (nur einige der vielen unterzeichneten 
Sachverhalte):
Wer bis zu drei Monaten als Arbeitnehmer aus 
der EU in die Schweiz kommen will, braucht 
überhaupt keine Aufenthaltserlaubnis (Anhang I 
zum Freizügigkeitsabkommen (FZA) Anhang I, 
II, Art. 6 Abs. (2)).
Jede EU-Bürgerin / jeder EU-Bürger kann in der 
Schweiz 6 Monate lang Arbeit suchen. Er «hat 
das Recht», sich in die Schweiz «zu begeben, 
um sich eine Beschäftigung zu suchen (…) und 
sich während sechs Monaten dort aufzuhalten» 
(FZA, Anhang I, I, Art 2 Abs. (1) zweiter Ab-
schnitt).
Wer eine Stelle findet, erhält eine Aufenthalts-
erlaubnis von mindestens fünf Jahren. Er kann 
selbst dann bleiben, wenn er die Stelle (z.B. 

wegen Krankheit) nicht antritt (FZA Anhang I, 
II, Art. 6 Abs. (6).
«Grenzgänger benötigen keine Aufenthaltser-
laubnis» (FZA, Anhang I, II, Art 7 (2). Grenz-
gänger ist, wer «einmal in der pro Woche an 
seinen Wohnort zurückkehrt». Soeben hat eine 
entsprechende Intervention im Nationalrat ge-
zeigt, dass diesbezüglich überhaupt keine Statis-
tiken / Kontrollen existieren.
Jede Person aus der EU «erhält – auch wenn sie 
nicht arbeitet / keinen Arbeitsvertrag hat – eine 
Aufenthaltserlaubnis mit einer Gültigkeitsdau-
er von mindestens fünf Jahren, sofern sie den 
Nachweis dafür erbringt, dass sie ausreichende 
finanzielle Mittel verfügt, so dass sie während 
ihres Aufenthalts keine Sozialhilfe in Anspruch 
nehmen muss» und krankenversichert ist. (FZA, 
Anhang I, V, Art 24).

 � Die Bewilligung gilt auch für Ehegatten, Kin-
der, Enkel, Eltern, Grosselten (auch des Ehe-
partners); (FZA, Anhang I, I. Art 3 (2), a/b), 
selbst wenn diese von ausserhalb der EU 
stammen.

Auch alle Studentinnen und Studenten aus der 
EU können ohne Arbeitsvertrag mit ihrem Ehe-
gatten und ihren Kindern in die Schweiz kom-
men (FZA, Anhang I, I, Art. 3 Abs. (2) c).

Jeder EU-Zuwanderer hat Anspruch auf die 
Schweizer Sozialleistungen; er erhält Arbeitslo-
sengelder, Invalidenrenten, Krankentaggeld, Er-
gänzungsleistungen wie jeder Schweizer (Verbot 
der «Diskriminierung»). Jeder ist sofort nach 
Schweizer Standards krankenversichert, inklu-
sive seine Familie in seiner Heimat – auch wenn 
er mit seinem Lohn die Krankenversicherungs-
Beiträge nicht bezahlen kann (!).

Viele Befürworter der Personenfreizügigkeit 
erwecken den Eindruck, man müsse in der 
Schweiz ein Jahr gearbeitet haben, um Arbeits-
losengeld zu erhalten. Auch das ist falsch. In 
Tat und Wahrheit können die Zuwanderer (ge-
mäss dem «Totalitätsprinzip») ab dem ersten Tag 
Arbeitslosengeld beziehen; dies sogar berechnet 
auf dem Schweizer Lohn, auch wenn der / die 
Betreffende vorher in der Heimat zu einem 
Tiefst-Lohn gearbeitet hat (ab dem ersten Tag 
(!); Bedingung ist nur, dass sie in ihrer Heimat 
ein Jahr lang gearbeitet haben).

Unlösbares Problem der selbständig 
Erwerbenden 
Das weitaus grösste Problem besteht – neben 
all den aufgeführten Punkten – darin, dass je-
dermann als selbständig-Erwerbender in unser 
Land einwandern kann, vom «Unternehmer im 
Rotlicht-Milieu» bis zum «Kebab-Stand-Be-
treiber». Auch Selbständige haben selbstver-
ständlich keinen Arbeitsvertrag. Gemäss der 
Definition im unterzeichneten Abkommen er-
hält jedermann aus der EU eine «Aufenthalts-
erlaubnis von mindestens fünf Jahren, sofern er 
den Behörden nachweist, dass er sich zu diesem 
Zweck (gemeint ist als «selbständig-Erwerben-

der») niederlassen will» (FZA, Anhang I, Art. 
12 Abs. (1)).
Bei Leuten, welche unter diesem Titel einwan-
dern, kann es gar keine Lohnkontrolle geben 
(auch nicht bei denjenigen, die sich auf die ver-
briefte «Dienstleistungsfreiheit» berufen). Dass 
die Probleme der Personenfreizügigkeit angeb-
lich durch «flankierende Massnahmen» gelöst 
werden können, stimmt ganz einfach nicht, auch 
wenn viele Gewerkschafter dies behaupten.

Man halte ich das folgende Beispiel vor Augen: 
Ein Dachdecker aus der EU übernimmt den Auf-
trag, für einen Schweizer Hausbesitzer zu einen 
Fix-Preis von Fr. 30‘000.00 einen Dachstock zu 
bauen. Niemand kann wissen (geschweige denn 
kontrollieren), ob für diesen Dachdecker nach 
getaner Arbeit ein Stundenlohn von 
Fr. 100.00 oder Fr. 10.00 resultiert. 

Systematischer Missbrauch ermöglicht
Der «Missbrauch» ist rechtlich gesehen gar 
kein Missbrauch, sondern er ist Teil des Sys-
tems. Es ist z.B. bei der Personenfreizügigkeit 
auch auf einfachste Art und Weise möglich, in 
der Schweiz eine juristische Person (z.B. eine 
GmbH) zu gründen, womit es faktisch verun-
möglicht wird, zu regeln, zu welchen Bedingun-
gen die Leute arbeiten. 

Möglich – und völlig legal – ist z.B. auch, via 
eine eben gegründete GmbH einen 64-jährigen 
Mann oder eine 63-jährige Frau anzustellen, 
um diesen nach wenigen Monaten (Eintritt ins 
Pensionsalter am 65. resp. 64. Geburtstag) ge-
nau dieselben lebenslangen Ergänzungsleistun-
gen zu verschaffen, wie sie Schweizerinnen und 
Schweizer erhalten, die 40 Jahre hier gearbeitet 
haben. Wer dieses System ausnützt, kann – wie 
erwähnt völlig legal – lebenslang das Zehnfache 
an Rente beziehen, als er je mit seiner Arbeit 
in seinem Herkunftsland verdient hat (z.B. in 
Rumänien oder Bulgarien liegt das Lohn-Niveau 
an vielen Orten zehnmal tiefer als bei uns; oder 
sogar noch tiefer). 

Der Bundesrat weiss, dass es Lohn- 
Nivellierung nach unten geben wird.
Niemand auf dieser Welt kann die Grund-Prin-
zipien der Ökonomie und der Logik ausser Kraft 
setzen. Personenfreizügigkeit ist immer und 
überall zu Ungunsten des Landes, welches das 
Glück hat, wohlhabend(er) zu sein. Wer etwas 
anderes sagt, könnte gerade so gut behaupten, 
Wasser fliesse aufwärts.

Auch die Vertreter des Bundesrats wissen das 
selbstverständlich. Ich habe im Nationalrat mit-
erlebt, wie der Bundesrat am Mikrofon wörtlich 
gesagt hat, das «schleckt keine Geiss weg. Das 
ist klar, das gibt eine Nivellierung nach unten 
(…). Tendenziell wird die Arbeitslosigkeit stei-
gen.»

Solche Aussagen habe ich in den letzten Wo-
chen aus bundesrätlichem Mund nie ver-
nommen!
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